
Betriebs-Berater | BB 50.2021 | 13.12.2021 2965

Das BVerfG hat mit Beschluss vom 22.11.2021 die Verfassungsbeschwerde gegen Urteile wegen „Cum-Ex-Aktiengeschäften“

nicht zur Entscheidung angenommen. Die Beschwerdeführer zu 1) und zu 2) wendeten sich gegen die Strafurteile wegen soge-

nannter „Cum-Ex-Aktiengeschäfte“. Die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers zu 1) genügte nicht den Begründungs-

und Substantiierungsanforderungen. Eine Verfassungsbeschwerde, die sich gegen eine gerichtliche Entscheidung richtet, muss

die notwendige substantiierte Darlegung der Grundrechtsverletzung, die argumentative Auseinandersetzung mit den Gründen

der angegriffenen Entscheidungen enthalten. Ferner ist in den Fällen, in denen zu den aufgeworfenen Rechtsfragen Rechtspre-

chung des BVerfG ergangen ist, der behauptete Grundrechtsverstoß in Auseinandersetzung mit den verfassungsgerichtlich ent-

wickelten Maßstäben zu begründen. Beides fehlte offensichtlich! Die Verfassungsbeschwerde des Beschwerdeführers zu 2)

scheiterte an der mangelnden Beschwerdebefugnis. Da der Beschwerdeführer zu 2) in den betreffenden Urteilen nicht selbst

genannt wird, ist er nicht betroffen. Dadurch, dass sein Name mit der Privatbank „untrennbar verbunden“ ist, lässt sich keine

Betroffenheit herstellen. Beide Beschwerdeführer erschöpften den Rechtsweg im Sinne des § 90 Abs. 2 BVerfGG zudem nicht.

Sie trugen auch nicht vor, dass bezüglich der Veröffentlichung der angegriffenen Entscheidungen und der Pressemitteilung des

BGH kein fachgerichtlicher Rechtsschutz zu erlangen gewesen sei. Somit musste sich das BVerfG nicht mit dem „Cum-Ex“-Kom-

plex befassen (PMNr. 103/2021 vom 3.12.2021).

Entscheidungen
BFH: Festsetzung von Hinterziehungszinsen

für verkürzte Einkommensteuervorauszah-

lungen neben der Festsetzung von Hinter-

ziehungszinsen für hinterzogene Jahresein-

kommensteuer

1. Die Festsetzung von Hinterziehungszinsen für

verkürzte Einkommensteuervorauszahlungenne-

ben der Festsetzung von Hinterziehungszinsen

für verkürzte Jahreseinkommensteuerdesjenigen

Veranlagungszeitraums, für den die Vorauszah-

lungen zu leisten gewesen wären, bewirkt keine

Doppelverzinsung desselben Steueranspruchs,

wenn sich die den Festsetzungen zugrunde lie-

genden Zinsläufe nicht überschneiden.

2. Für den (bedingten) Vorsatz, durch die Nicht-

angabe von Einkünften in der Jahressteuererklä-

rung eines Vorjahres auch Einkommensteuervo-

rauszahlungen gemäß § 370 Abs. 1 Nr. 1 AO zu

hinterziehen, ist grundsätzlich erforderlich, dass

gegenüber dem Steuerpflichtigen regelmäßig

Einkommensteuervorauszahlungen festgesetzt

werden und ihm bekannt ist, dass Einkünfte, die

in der Einkommensteuererklärung für einen frü-

heren Veranlagungszeitraum nicht angegeben

werden, auch für die Festsetzung der Vorauszah-

lungen nicht berücksichtigt werden. Die sichere

Kenntnis, in welcher Höhe künftige Einkommen-

steuervorauszahlungen verkürzt werden, wenn

in der Jahressteuererklärung eines Vorjahres Ein-

künfte nicht angegeben werden, ist für die An-

nahme des Vorsatzes nicht erforderlich.
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BFH: Individueller Verbraucherschutz als

ZweckbetriebundermäßigterUmsatzsteuer-

satz

1. Eine Förderung von Verbraucherberatung und

Verbraucherschutz (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 16 AO)

liegt auch bei einer auf die individuelle Situation

des Verbrauchers ausgerichteten Aufklärung

und Information über Versicherungen vor.

2. Individuelle Verbraucherberatung gegen Ent-

gelt kann im Rahmen eines steuerbegünstigten

Zweckbetriebs nach § 65 AO erfolgen.

3. Der ermäßigte Umsatzsteuersatz ist – entge-

gen der Verwaltungsauffassung in Abschn. 12.9

Abs. 9 UStAE – bei allgemeinen Zweckbetrieben

(§ 65 AO) nur unter den Voraussetzungen des

§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a Satz 3 Alternative 1

UStG anwendbar (Bestätigung der BFH-Recht-

sprechung).

BFH, Urteil vom 26.8.2021 – V R 5/19
(Amtliche Leitsätze)
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BFH: Kein Korrespondenzprinzip zwischen

Sozialrecht und Steuerrecht bei Fortbil-

dungsaufwendungen

1. NV: Der Gesetzgeber ist von Verfassungs

wegen nicht gehalten, Aufwendungen für

Fahrten zwischen Wohnung und Bildungsein-

richtung und Mehraufwendungen für Verpfle-

gung in Anlehnung an die dafür in §§ 81 ff.

SGB III geregelten Sozialleistungen zum Abzug

zuzulassen.

2. NV: Die Rechtsordnung kennt kein allgemeines

Korrespondenzprinzip, wonach staatliche Sozial-

leistungen für Aufwendungen, die nicht zur Be-

friedigung des existenznotwendigen Bedarfs die-

nen, bei Steuerpflichtigen, die vergleichbare Auf-

wendungen tragen, aber keinen Anspruch auf

staatliche Sozialleistungen haben, den Maßstab

für die Höhe der steuermindernd zu berücksichti-

genden Werbungskosten bzw. Sonderausgaben

bilden.

BFH, Beschluss vom 31.1.2019 – VI B 8/18
(Amtliche Leitsätze)
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VG Koblenz: Kein Grundsteuererlass bei

baurechtswidriger Nutzung

Eine Grundstückseigentümerin hat keinen An-

spruch auf den Erlass der Grundsteuer, wenn sie

durch ein ihr zurechenbares Verhalten die Ursa-

che für eine Ertragsminderung ihrer Gewerbe-

immobilie selbst herbeigeführt hat. Dies ent-

schied das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz.

Die Klägerin ist Eigentümerin einer in einem Ge-

werbegebiet der beklagten Stadt liegenden Im-

mobilie, die baurechtlich bis auf die Hausmeis-

terwohnung nur gewerblich als Bürogebäude

genutzt werden darf. Sie bat um Grundsteuerer-

lass, da von acht Einheiten des Gebäudes nur

eine vermietet worden sei und die Kaltmiete 600

Euro betrage. Die Beklagte lehnte den begehr-

ten Grundsteuererlass ab und führte aus, die Klä-

gerin habe sich nicht nachhaltig um die Vermie-

tung des Objekts bemüht. Nach erfolglosem Wi-

derspruchsverfahren erhob die Klägerin Klage.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Die Grundsteuer,

so die Koblenzer Richter, könne nach den ge-

setzlichen Bestimmungen bei einer Minderung

der erzielbaren Mieteinnahmen um mindestens

50 % teilweise erlassen werden, aber nur dann,

wenn der Eigentümer die Minderung der Miet-

einnahmen nicht zu vertreten hätte. Dies sei hier

allerdings nicht der Fall. Der Klägerin sei bei Er-

werb des Gebäudes, das bereits seit 20 Jahren

im Eigentum ihrer Familie gestanden habe, be-

kannt gewesen, dass eine Vermietung mit Blick

auf die baurechtlichen Vorschriften nur zu Ge-

werbezwecken in Betracht komme. Das Objekt

wiese indes eine deutliche Prägung als reines

Wohnhaus auf, was einer Vermietung der Einhei-

ten zu Gewerbezwecken (Büronutzung) entge-

genstehe. Die Klägerin habe aber keine bauli-

chen Maßnahmen ergriffen, um die Einheiten ei-

ner gewerblichen Nutzung zuzuführen. Habe sie

es somit unterlassen, das Objekt in einen Zu-

stand zu versetzen, der sich zur Vermietung für

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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